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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AL 305/01
Datum 04.12.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 54/03
Datum 16.06.2005

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung werden das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 04. Dezember
2002 sowie der Bescheid vom 16. Januar 2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27. Februar 2001 aufgehoben.

II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Rechtsstreites zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte zu Recht die Bewilligung eines
Lohnkos-tenzuschusses (LKZ) im Rahmen einer StrukturanpassungsmaÃ�nahme Ost
fÃ¼r Wirtschafts-unternehmen (SAM-OfW) fÃ¼r den Zeitraum vom 12. November
1998 bis 11. November 1999 zurÃ¼ckgenommen und fÃ¼r diesen Zeitraum eine
Erstattungsforderung von 24.000,00 DM erhoben hat.

Der KlÃ¤ger betreibt als Einzelunternehmer einen Abschlepp- und Bergungsdienst
sowie eine Autoverwertung. FÃ¼r den Bereich der Autoverwertung beantragte er
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am 10. November 1998 fÃ¼r die Einstellung des bisher arbeitslosen Mitarbeiters D
â�¦ (D.) fÃ¼r die Zeit vom 12. November 1998 bis 11. November 1999 einen LKZ. D.
wurde mit einer wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von 45 Stunden zu einem
Bruttoarbeitsentgelt von 16 DM/Std. eingestellt.

Im von der â�� im Betrieb des KlÃ¤gers mitarbeitenden â�� Ehefrau des KlÃ¤gers
ausgefÃ¼llten und unterschriebenen Antragsvordruck gab diese unter "5. Angaben
zur BeschÃ¤ftigungs-entwicklung im Betrieb" auf die Frage 5.1 "Wie viele
Arbeitnehmer (Angestellte, Arbeiter, Auszubildende, VolontÃ¤re), einschlieÃ�lich
der mit LKZ Ost bzw. SAM-Ost fÃ¼r Wirt-schaftsunternehmen gefÃ¶rderten
Arbeitnehmer sind gegenwÃ¤rtig im Betrieb beschÃ¤ftigt?": "5 Arbeitnehmer, davon
4 in Vollzeit und 1 in Teilzeit, davon 1 mit 30 Std./Woche", auf die Frage 5.2 "Hat
sich die Zahl der gegenwÃ¤rtig im Betrieb beschÃ¤ftigten Arbeitneh-mer
gegenÃ¼ber dem Stand vor sechs Monaten verringert?": "nein", auf die Frage 5.3
"Ist eine Verringerung des gegenwÃ¤rtigen Personalstandes bis zum Zeit-punkt des
Endes der beantragten FÃ¶rderung absehbar?": "nein" an.

Dem Antragsformular war als Anlage ein Abdruck des Wortlautes von Â§ 415 Abs. 3
Drit-tes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III), Â§ 226 (Einstellungszuschuss bei
NeugrÃ¼ndungen) und Â§ 275 (HÃ¶he der FÃ¶rderung) beigefÃ¼gt. In der
anlÃ¤sslich der Antragstellung unter-schriebenen ErklÃ¤rung hieÃ� es, der
Antragsteller verpflichte sich, jede Ã�nderung gegenÃ¼ber den im Antrag
gemachten Angaben, die sich auf die Zahlung des LKZ auswirke, der Be-klagten
mitzuteilen, insbesondere die LÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses wÃ¤hrend des
FÃ¶rde-rungszeitraumes sowie die hierfÃ¼r maÃ�geblichen GrÃ¼nde. Weiter
verpflichte er sich, nach Bewilligung der FÃ¶rderung jede nicht nur
vorÃ¼bergehende Verringerung der BeschÃ¤ftig-tenzahl in dem Betrieb, in dem der
gefÃ¶rderte Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt ist, dem Ar-beitsamt anzuzeigen.

Mit Bescheid vom 01. Dezember 1998 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger fÃ¼r die
Zeit ab dem 12. November 1998 den beantragten LKZ in HÃ¶he von 2.000 DM
monatlich fÃ¼r 12 Monate. Der Bewilligungsbescheid enthielt unter Ziff. 6 einen
Passus, wonach er unter der Bedingung ergehe, dass sich die Zahl der im Betrieb
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer wÃ¤h-rend der FÃ¶rderung mit SAM-OfW nicht
verringere. Komme es wÃ¤hrend der FÃ¶rderungs-dauer zu einer nicht nur
vorÃ¼bergehenden Verringerung der BeschÃ¤ftigtenzahl in dem Be-trieb, in dem
der gefÃ¶rderte Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt sei, sei der Bewilligungsbescheid
regelmÃ¤Ã�ig nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
X) i. V. m. Â§ 330 Abs. 3 SGB III aufzuheben und die FÃ¶rderung ab dem Zeitpunkt
der Verringerung der BeschÃ¤ftigtenzahl einzustellen. Weiter ergehe der Bescheid
mit der Auflage (8.3), dass dem Arbeitsamt unverzÃ¼glich mit-geteilt werde, wenn
sich die BeschÃ¤ftigtenzahl in dem Betrieb, in dem der gefÃ¶rderte Ar-beitnehmer
beschÃ¤ftigt sei, nicht nur vorÃ¼bergehend verringere. Werde eine Auflage nicht
eingehalten, kÃ¶nne der Bewilligungsbescheid ganz oder teilweise mit Wirkung
fÃ¼r die Zu-kunft oder die Vergangenheit aufgehoben werden.

In der Anlage zum Formblatt SAM-OfW 6 gab der KlÃ¤ger an, dass die Anzahl aller
be-schÃ¤ftigten Arbeitnehmer im Unternehmen zum Zeitpunkt der Antragstellung
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ohne den gefÃ¶rderten Arbeitnehmer fÃ¼nf betragen habe. Am letzten Tag der
FÃ¶rderung habe die An-zahl aller beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer im Unternehmen
sechs betragen. Von den sechs Ar-beitnehmern seien fÃ¼nf in Vollzeit und einer in
Teilzeit von nicht mehr als 10 Stunden wÃ¶-chentlichem Umfang beschÃ¤ftigt
gewesen.

Mit Schlussbescheid vom 18. Januar 2000 bewilligte die Beklagte Ã¼ber die bisher
geleiste-ten Zahlungen von 21.266,66 DM hinaus einen weiteren Betrag von
2.733,34 DM, so dass insgesamt ein Anspruch von 24.000 DM festgesetzt wurde.

Nach Ã�berprÃ¼fung stellte die Beklagte fest, dass im Mai 1998 fÃ¼nf
Arbeitnehmer, im Ju-ni 1998, Juli 1998 und vom 01. August bis zum 21. August 1998
(dem Tag des Ausschei-dens des Mitarbeiters P â�¦ â�� P.) ein Personalbestand von
sechs Arbeitnehmern in der Firma festzustellen war. Im September 1998 waren
fÃ¼nf Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt. Ende September 1998 schied auch der
Arbeitnehmer R. aus, so dass sich der Personal-bestand im Oktober 1998 auf vier
belief. Im November 1998 (09.11.) wurde die Mitarbei-terin M â�¦ mit 30
Wochenstunden eingestellt, so dass sich der Personalbestand ohne den
gefÃ¶rderten Arbeitnehmer auf 4,75 belief und mit dem gefÃ¶rderten Arbeitnehmer
ab dem 12. November 1998 auf 5,75. Die Beklagte wurde auf die VerÃ¤nderungen
des Per-sonalbestandes erst durch Abfrage des Personalbestandes in einer anderen
MaÃ�nahme aufmerksam.

Mit Schreiben vom 23. Juni 2000 hÃ¶rte die Beklagte den KlÃ¤ger dazu an, dass sich
der Per-sonalbestand innerhalb der Sechs-Monats-Frist vor MaÃ�nahmebeginn
verringert habe und deswegen, weil damit die ZusÃ¤tzlichkeit des gefÃ¶rderten
Arbeitnehmers nicht vorgelegen habe, der Bewilligungsbescheid gemÃ¤Ã� Â§ 45
SGB X aufgehoben werden und eine Erstat-tung von 24.000 DM erhoben werden
solle.

Der KlÃ¤ger wies darauf hin, ein halbes Jahr vor Beginn der ersten MaÃ�nahme
fÃ¼nf BeschÃ¤ftigte gehabt zu haben. Im Monat November 1998 habe er sechs und
im De-zember 1998 sieben Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt. Die Arbeitnehmer, die
zwischenzeitlich ausgeschieden seien, habe nicht er gekÃ¼ndigt, sondern diese
hÃ¤tten selbst gekÃ¼ndigt. Er habe stÃ¤ndig ArbeitskrÃ¤fte Ã¼ber
Zeitungsanzeigen, Internet und auch Ã¼ber das Arbeitsamt gesucht und unzÃ¤hlige
VorstellungsgesprÃ¤che gefÃ¼hrt. Die Einstellung einer Ersatzkraft sei jedoch
wegen der Arbeitszeiten gescheitert.

Er legte den Aufhebungsvertrag mit dem Arbeitnehmer P. zum 21. August 1998
sowie die KÃ¼ndigungen der Arbeitnehmer R. vom 01. September 1998 und H â�¦
(H.) zum 14. Juni 1999 vor.

Mit streitigem Bescheid vom 16. Januar 2001 nahm die Beklagte den Bewilligungsbe-
scheid vom 01. Dezember 1998 einschlieÃ�lich etwaiger ErgÃ¤nzungsbescheide mit
Wirkung vom 12. November 1998 sowie den Schlussbescheid vom 18. Januar 2000
zurÃ¼ck. Inner-halb der 6-Monatsfrist vor FÃ¶rderung sei auf Grund des
Ausscheidens des P. am 22. August 1998 und des R. per 30. September 1998 eine
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Verringerung des Personal-bestandes eingetreten, so dass die Voraussetzungen der
ZusÃ¤tzlichkeit fÃ¼r D. ab MaÃ�nah-mebeginn (12. November 1998) nicht
vorgelegen habe. Die Entscheidung werde gemÃ¤Ã� Â§ 45 SGB X i. V. m. Â§ 330
SGB III zurÃ¼ckgenommen. Â§ 50 SGB X zu erstatten.

Der hiergegen gerichtete Widerspruch wurde damit begrÃ¼ndet, dass zwar P. und
R. ausge-schieden seien, in dieser Zeit aber auch L., T. und M. eingestellt worden
seien. Zu Beginn der MaÃ�nahme am 11. November 1998 seien fÃ¼nf
BeschÃ¤ftigte, ebenso wie am 12. Mai 1998, vorhanden gewesen. Ab 12. November
1998 seien es sechs gewesen. Im Antragsformular werde zur Frage nach der Zahl
der BeschÃ¤ftigten sechs Monate vor und zu Beginn der MaÃ�nahme gefragt. Daher
sei davon ausgegangen worden, dass auch Ar-beitskrÃ¤fte sozusagen ausgetauscht
werden kÃ¶nnten.

Mit Widerspruchsbescheid vom 27. Februar 2001 wies die Beklagte den
Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Sechs Monate vor FÃ¶rderungsbeginn
seien sechs Arbeitnehmer be-schÃ¤ftigt gewesen. Am 12. November 1998 habe die
Zahl der beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer ohne den gefÃ¶rderten Arbeitnehmer 4,75
betragen. Damit sei eine Reduzierung vor FÃ¶rde-rungsbeginn erfolgt, so dass die
Voraussetzungen fÃ¼r die FÃ¶rderung von Anfang an nicht vorgelegen hÃ¤tten. Da
der Wortlaut des Â§ 415 Abs. 3 SGB III dem Antrag beigegeben ge-wesen sei, der
KlÃ¤ger am 12. November 1998 die Kenntnisnahme der Hinweise und die
Richtigkeit aller Angaben im Antrag bestÃ¤tigt habe, habe er wissen mÃ¼ssen,
dass nur zu-sÃ¤tzliche BeschÃ¤ftigungen arbeitsloser Arbeitnehmer gefÃ¶rdert
werden kÃ¶nnten und des-halb die FÃ¶rderung des D. nicht mÃ¶glich sei. Sollte er
den Wortlaut des Gesetzestextes nicht zur Kenntnis genommen haben, hÃ¤tte er
die erforderliche Sorgfalt in so schwerem MaÃ�e verletzt, dass zumindest grobe
FahrlÃ¤ssigkeit vorliege. Der Verwaltungsakt werde daher gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2
Satz 3 Nr. 3 SGB X i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III zurÃ¼ckge-nommen. Die gezahlten
24.000 DM seien gemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 1 SGB X zu erstatten.

Die Arbeitnehmer L. und T. seien bereits vor dem Ausscheiden des P. eingestellt
worden. Mit dem Ausscheiden des P. habe sich die Zahl der Arbeitnehmer von sechs
auf fÃ¼nf ver-ringert. Als R. ausgeschieden sei, habe sich die Zahl der
Arbeitnehmer auf vier verringert. Dieser Stellenabbau sei auch nicht durch die
Einstellung der TeilzeitbeschÃ¤ftigten M. aus-geglichen worden.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 05. April 2001 Klage beim Sozialgericht Leipzig (SG)
erho-ben. Er hat vorgetragen, dass sich aus dem Gesetzeswortlaut von Â§ 415 Abs.
3 SGB III eindeutig und unmissverstÃ¤ndlich ergebe, dass das Gesetz danach
differenziere, ob von Seiten des Arbeitgebers die BeschÃ¤ftigtenanzahl verringert
werde oder nicht. Der KlÃ¤ger habe keinem einzigen Arbeitnehmer gekÃ¼ndigt
oder in sonstiger Weise von sich aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis entlassen.

Mit Urteil vom 04. Dezember 2003 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, die Voraussetzungen fÃ¼r die FÃ¶rderung des
D. hÃ¤tten nicht vorgelegen. Die Verminderung der BeschÃ¤ftigtenzahl vor dem 12.
November 1998 sei nicht durch die Neu-einstellung der Teilzeitkraft M. ausgeglichen
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worden. Es sei unerheblich, ob die Verringe-rung der Arbeitnehmer von dem
Arbeitgeber zu vertreten sei oder nicht. Im Ã�brigen werde auf die zutreffenden,
umfangreichen und detaillierten AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbe-scheid
verwiesen.

Gegen das dem ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers am 29. Januar 2003
zugestellte Urteil richtet sich die am 26. Februar 2003 beim SÃ¤chsischen
Landessozialgericht (LSG) einge-gangene Berufung. Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, er habe
trotz seiner BemÃ¼hungen die Arbeitneh-mer, die selbst gekÃ¼ndigt hÃ¤tten, nicht
durch Einstellung anderer Arbeitnehmer ersetzen kÃ¶nnen. Seine Ehefrau habe
"das KaufmÃ¤nnische" erledigt. Auch die Angaben im LKZ-Antrag stammten von ihr.
Sie habe den Antrag auch selbst unterschrieben.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 04. Dezember 2002 und den Bescheid der
Beklagten vom 16. Januar 2001 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.
Februar 2001 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, das Urteil sei zu bestÃ¤tigen. Der KlÃ¤ger habe im Antrag
falsche Angaben gemacht. Er habe angegeben, dass im Betrieb gegenwÃ¤rtig
fÃ¼nf Arbeitnehmer ? davon einer in Teilzeit ? beschÃ¤ftigt seien. Die Frage, ob
sich die Zahl der gegenwÃ¤rtig im Betrieb beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer
gegenÃ¼ber dem Stand von vor sechs Monaten verrin-gert habe, habe er mit "nein"
beantwortet. Sowohl am 12. Mai 1998 als auch am 01. Mai 1998 habe er jedoch
fÃ¼nf Arbeitnehmer in Vollzeit beschÃ¤ftigt. Die Angabe im Antrag sei daher falsch
gewesen. Dass bei der BeschÃ¤ftigtenzahl TeilzeitkrÃ¤fte nicht wie eine
Vollzeitkraft zÃ¤hlten, ergebe sich aus der unmittelbar vorhergehenden Frage unter
5.1 und im Hinweisblatt, wo ausdrÃ¼cklich erklÃ¤rt werde, dass bei der
Feststellung der beschÃ¤f-tigten Arbeitnehmer teilzeitbeschÃ¤ftigte Arbeitnehmer
mit nicht mehr als 30 Stunden nur mit 0,75 zu berÃ¼cksichtigen seien.

Diese Angabe sei grob fahrlÃ¤ssig erfolgt. Bei Anstellung einfachster Ã�berlegungen
habe er erkennen mÃ¼ssen, dass die Frage falsch beantwortet sei. Die Frage
beziehe sich allein auf die Tatsache der Personalreduzierung und sei unabhÃ¤ngig
davon zu beantworten, auf wes-sen Verhalten die Personalreduzierung beruhe. Die
Bewilligung beruhe auch auf den un-richtigen Angaben. Selbst wenn man wegen
der Stichtagsregelung zu Gunsten des KlÃ¤gers die Teilzeitkraft mit zÃ¤hle, obwohl
diese ausschlieÃ�lich im Antragsmonat, genau zum maÃ�geblichen Stichtag, fÃ¼r
nur 19 Tage beschÃ¤ftigt war, liege noch immer eine Personal-reduzierung von 0,25
zum Stichtag von sechs Monaten vor der FÃ¶rderung vor. Ihrer Auffassung nach
kÃ¶nnten die Fragen 5.1 und 5.2 nicht lediglich "zahlenmÃ¤Ã�ig" ver-standen
werden, ihr VerstÃ¤ndnis ergebe sich vielmehr insbesondere unter Einbeziehung
des Â§ 226 SGB III. Der KlÃ¤ger habe die Fragen auch nach der gesetzlichen
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Wertung hin ver-standen, wofÃ¼r seine Stellungnahmen im AnhÃ¶rungsschreiben
und auch sein Wider-spruchsschreiben sprÃ¤chen.

Der Senat hat die Ehefrau des KlÃ¤gers als Zeugin gehÃ¶rt. Wegen des Ergebnisses
der Be-weisaufnahme wird auf die Sitzungsniederschrift vom 16. Juni 2005
verwiesen.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten
beider RechtszÃ¼ge und die Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

1. Die Berufung ist statthaft, Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG),
da der Wert der Beschwer 500 EUR Ã¼bersteigt.

Die Berufung ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, insbesondere innerhalb der Frist des 
Â§ 151 Abs. 1 SGG eingelegt worden.

Die Berufung ist begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht Leipzig (SG) hat zu Unrecht die Klage abgewiesen und den
Bescheid vom 16. Januar 2002 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27.
Februar 2001 bestÃ¤-tigt.

Zwar ist die gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
erforderliche AnhÃ¶rung erst durch die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid
zur Frage der groben FahrlÃ¤ssigkeit nachgeholt worden. Dies war jedoch
angesichts des Â§ 41 Satz 2 SGB X in der ab dem 01. Januar 2001 geltenden
Fassung noch mÃ¶glich. Die RÃ¼cknahme des Bescheides wird jedoch nicht von Â§
45 Abs. 2 Satz 3 SGB X gedeckt.

GemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 1 SGB X darf ein Verwaltungsakt, der ein Recht begrÃ¼ndet
hat, soweit er rechtswidrig ist, auch nach Eintritt seiner Unanfechtbarkeit unter den
EinschrÃ¤nkungen der Abs. 2 bis 4 ganz oder teilweise mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft oder die Vergangenheit zu-rÃ¼ckgenommen werden.

Der Bescheid vom 01. Dezember 1998 war materiell-rechtlich rechtswidrig. Der
bewilligte Lohnkostenzuschuss hÃ¤tte rechtmÃ¤Ã�ig nur dann bewilligt werden
kÃ¶nnen, wenn die Vor-aussetzungen des Â§ 415 Abs. 3 Satz 1 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB III) vorgelegen hÃ¤tten. Diese Vorschrift bestimmte, dass als
StrukturanpassungsmaÃ�nahmen im Beitritts-gebiet auch zusÃ¤tzliche
Einstellungen arbeitsloser Arbeitnehmer in Wirtschaftsunterneh-men im
gewerblichen Bereich fÃ¶rderungsfÃ¤hig waren, wenn der Arbeitgeber 1. in einem
Zeitraum von mindestens sechs Monaten vor der FÃ¶rderung die Zahl der in dem
Betrieb bereits beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer nicht verringert und 2. fÃ¼r die
Arbeitnehmer wÃ¤hrend der Zuweisung berufliche Qualifizierung vorsah, die die
Vermittlungschancen der Arbeit-nehmer im Anschluss an die Zuweisung verbessern
konnten. Â§ 415 Abs. 3 Satz 4 SGB III bestimmte, dass fÃ¼r die Feststellung der
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Zahl der fÃ¶rderbaren und der beschÃ¤ftigten Arbeit-nehmer bei
TeilzeitbeschÃ¤ftigten die dafÃ¼r getroffene Regelung beim Einstellungszuschuss
bei NeugrÃ¼ndung entsprechend gelte. Insoweit bestimmte die maÃ�gebliche
Vorschrift des Â§ 226 SGB III in ihrem Absatz 4, dass bei der Feststellung der Zahl
der fÃ¶rderbaren und der beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer TeilzeitbeschÃ¤ftigte mit
einer regelmÃ¤Ã�igen wÃ¶chentlichen Arbeitszeit von nicht mehr als 10 Stunden
mit 0,25, nicht mehr als 20 Stunden mit 0,5 und nicht mehr als 30 Stunden mit 0,75
zu berÃ¼cksichtigen seien.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser Vorschrift hat die Beklagte zwar zutreffend
festgestellt, dass im Mai 1998 fÃ¼nf Arbeitnehmer und bis zum 21. August 1998
sechs Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt waren. Im November 1998 belief sich der
Personalbestand hingegen ohne den gefÃ¶rderten Arbeitnehmer auf 4,75. Es hat
also in dem Zeitraum von sechs Monaten vor der FÃ¶rderung eine Verringerung der
Zahl der im Betrieb bereits beschÃ¤ftigten Arbeitneh-mer stattgefunden. Damit
lagen die Voraussetzungen des Â§ 415 Abs. 3 SGB III nicht vor. Dennoch durfte die
Beklagte den Bewilligungsbescheid vom 01. Dezember 1998 nicht zurÃ¼cknehmen.
Dies ergibt sich aus Â§ 45 Abs. 2 Satz 1 SGB X. Danach darf ein rechtswid-riger
begÃ¼nstigender Verwaltungsakt nicht zurÃ¼ckgenommen werden, soweit der
BegÃ¼ns-tigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat und sein
Vertrauen unter AbwÃ¤-gung mit dem Ã¶ffentlichen Interesse an einer
RÃ¼cknahme schutzwÃ¼rdig ist. So liegt es hier. Der KlÃ¤ger hat die erbrachten
Leistungen verbraucht. Die VertrauensausschlussgrÃ¼nde des Â§ 45 Abs. 2 Satz 3
SGB X greifen nicht ein. Danach kann sich auf Vertrauen der BegÃ¼ns-tigte nicht
berufen, soweit 1. er den Verwaltungsakt durch arglistige TÃ¤uschung, Drohung
oder Bestechung erwirkt hat, 2. der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der
BegÃ¼nstigte vorsÃ¤tzlich oder grob fahr-lÃ¤ssig, in wesentlicher Beziehung
unrichtig oder unvollstÃ¤ndig gemacht hat, oder 3. er die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte; grobe
FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorg-falt im
besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat.

Die Voraussetzungen der Nr. 1 sind nach dem Ergebnis der Ermittlungen nicht
gegeben.

Dem KlÃ¤ger selbst kann hier keine Falschangabe vorgeworfen werden. Hinsichtlich
der grob fahrlÃ¤ssigen Falschangaben ist â�� weil der KlÃ¤ger die Angaben nicht
selbst gemacht hat, sondern seine Ehefrau damit bevollmÃ¤chtigt hatte â�� nicht
auf die Person des KlÃ¤gers, sondern auf seine Ehefrau abzustellen (vgl. BSGE, 28,
258 sowie Wiesner in von Wulffen, SGB X, 4. Aufl., Rdnr. 22 zu Â§ 45). Eine etwa zu
bejahende "grobe FahrlÃ¤ssigkeit" seiner Ehefrau wÃ¤re dem KlÃ¤ger zuzurechnen.

Am 12. Mai 1998 waren im Betrieb des KlÃ¤gers fÃ¼nf Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt.
Am 12. November 1998 waren ebenfalls fÃ¼nf Personen, davon eine in Teilzeit,
beschÃ¤ftigt. Die Frage 5.1 hatte die Ehefrau des KlÃ¤gers damit zutreffend
beantwortet. Auch die Frage 5.2 konnte sie dahin verstehen, dass lediglich die Zahl
der beschÃ¤ftigten Personen erfragt wur-de. Dass hierbei Â§ 415 Abs. 3 Satz 4 i. V.
m. Â§ 226 SGB III maÃ�geblich gewesen wÃ¤ren, musste sich der Ehefrau des
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KlÃ¤gers nicht ohne weiteres erschlieÃ�en. Dies mag fahrlÃ¤ssig gewesen sein. Den
Vorwurf erheben zu kÃ¶nnen, sie habe die sie treffende Sorgfaltspflicht in
auÃ�ergewÃ¶hnlich hohem AusmaÃ� verletzt, ist jedoch nicht zu ersehen. Wenn die
Beklag-te meint, die Fragen 5.1 und 5.2 kÃ¶nnten nicht nur (kopf-)"zahlenmÃ¤Ã�ig"
verstanden wer-den, sondern unter BerÃ¼cksichtigung des Â§ 226 SGB III seien die
entsprechenden Subsum-tionen vorzunehmen, so kann dem nicht gefolgt werden.
Wenn die Beklagte entsprechende Subsumtionen unter gesetzliche Vorschriften
verlangt, so muss sie dies in den Fragestel-lungen deutlich machen. Dies ist nicht
geschehen. Es hÃ¤tte dann einer VerknÃ¼pfung zwi-schen den Fragestellungen und
den AuszÃ¼gen aus dem SGB III bedurft, um eine entspre-chende Sensibilisierung
der Ehefrau des KlÃ¤gers vorzunehmen um sicherzustellen, dass die Fragen, die
sich nach Auffassung der Beklagten stellen mÃ¼ssten, sich auch der Ehefrau des
KlÃ¤gers stellten. Soweit die Ehefrau des KlÃ¤gers entsprechende Ã�berlegungen
angestellt hÃ¤tte, wÃ¤ren diese jedenfalls durch die Auskunft einer Mitarbeiterin
der Beklagten "Ã¼berlagert", wonach das Einzige, was zu beachten sei, die
Tatsache sei, dass wÃ¤hrend der MaÃ�nahme niemand ent-lassen werden dÃ¼rfe.
Der Erhalt einer solchen Auskunft wurde von der Ehefrau des KlÃ¤gers
glaubwÃ¼rdig vorgetragen, zumal nach den Erfahrungen des Senats aus anderen
Ã¤hnlich gelagerten Verfahren durch dafÃ¼r zustÃ¤ndige Bedienstete der
Beklagten solche AuskÃ¼nfte auch tatsÃ¤chlich erteilt wurden. Angesichts dessen
kann der Ehefrau des KlÃ¤gers jedenfalls nicht vorgeworfen werden, die
erforderliche Sorgfalt beim AusfÃ¼llen der entsprechenden Fragen in besonders
schwerem MaÃ�e verletzt zu haben.

Der weitere Inhalt der bei der Antragstellung benutzen Vordrucke fÃ¼hrt zu keinem
anderen Ergebnis. Frage 5.3 ist so global gehalten, dass sie nur dann, wenn
ersichtlich ist, dass bei bevorstehendem Ausscheiden eines Arbeitnehmers keine
Ersatzkraft mehr eingestellt wird, mit ja zu beantworten ist. Insoweit gelten die
AusfÃ¼hrungen aber zu Frage 5.1 und 5.2 entsprechend.

Dass der KlÃ¤ger bzw. dessen Ehefrau zum Zeitpunkt der Zustellung des
Bescheides vom 01. Dezember 1998 die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes
kannten oder infolge gro-ber FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannten, konnte somit nicht
nachgewiesen werden. Die Beklagte trifft insoweit die Beweislast. Die Ehefrau des
KlÃ¤gers ? und damit auch Ã¼ber die entspre-chende Wissensvermittlung der
KlÃ¤ger selbst â�� durfte nach der ihr erteilten Auskunft, es komme lediglich darauf
an, dass die BeschÃ¤ftigtenzahl wÃ¤hrend der Dauer der Zuweisung nicht
verringert werde, der Meinung sein, dass die Personalfluktuation in den der Bewilli-
gungsentscheidung vorangegangenen sechs Monate ohne Bedeutung sei. Zwar
hÃ¤tte sich mÃ¶glicherweise anderes aus der LektÃ¼re der Gesetzesvorschriften
unter Heranziehung wei-terer Informationsquellen ergeben. Solches war jedoch von
der Ehefrau des KlÃ¤gers und diesem selbst jedenfalls angesichts der eben
genannten AuskÃ¼nfte einer Mitarbeiterin der Beklagten gegenÃ¼ber der Ehefrau
des KlÃ¤gers nicht mehr im Rahmen der ihnen obliegen-den Pflichten zu fordern.

Mangels grober FahrlÃ¤ssigkeit des KlÃ¤gers bzw. seiner Ehefrau liegen keine
RÃ¼cknahme-voraussetzungen vor. FÃ¼r die Erstattungsforderung existiert daher
auch keine Rechtsgrund-lage.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG in der bis zum 31. Dezember
2001 geltenden Fassung, da der Rechtsstreit vor dem 01. Januar 2002
rechtshÃ¤ngig geworden ist. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision, Â§ 160 Abs.
2 SGG, liegen nicht vor.

Erstellt am: 16.01.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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